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Dritte Verordnung 
zur Änderung der Thüringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-Maßnahmenverordnung 

Vom 5. Mai 2021

Aufgrund des § 15 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 1 
Satz 1 und des § 32 Satz 1 in Verbindung mit den §§ 28 
bis 30 Abs. 1 Satz 2 und § 31 des Infektionsschutzgeset-
zes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. April 2021 
(BGBl. I S. 802), in Verbindung mit § 7 Abs. 1 Nr. 1 der 
Thüringer Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
und zur Übertragung von Ermächtigungen nach dem In-
fektionsschutzgesetz (ThürIfSGZustVO) vom 2. März 2016 
(GVBl. S. 155), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verord-
nung vom 21. September 2020 (GVBl. S. 501), sowie des 
§ 54 Satz 1 IfSG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 Nr. 2 Thür-
IfSGZustVO verordnet das Ministerium für Arbeit, Sozia-
les, Gesundheit, Frauen und Familie und
aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit den §§ 28 und 
28a IfSG in Verbindung mit § 7 Abs. 2 ThürIfSGZustVO 
verordnet das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
im Einvernehmen mit dem Ministerium für Arbeit, Sozia-
les, Gesundheit, Frauen und Familie:

Artikel 1

Die Thüringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-Maßnahmen-
verordnung vom 31. März 2021 (GVBl. S. 174), zuletzt ge-
ändert durch die Verordnung vom 29. April 2021 (GVBl. 
S. 197), wird wie folgt geändert:

1. 	 § 1 Abs. 4 wird aufgehoben.

2. 	 § 2 wird wie folgt geändert

a)	 Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

"Im Anwendungsbereich des § 28b IfSG oder sons-
tiger Bestimmungen des Infektionsschutzgesetzes 
findet diese Verordnung nur Anwendung, soweit im 
Infektionsschutzgesetz keine oder keine ausrei-
chenden Regelungen erfolgen."

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	Nummer 1 erhält folgende Fassung:

"1.	sind Symptome einer COVID-19-Erkran-
kung insbesondere ein akuter Verlust des 
Geschmacks- oder Geruchssinns, Atemnot 
oder Fieber im Zusammenhang mit neu auf-
getretenem Schnupfen oder Husten,"

bb)	Nummer 5 erhält folgende Fassung:

"5.	 ist ein Antigenschnelltest eine durch einen 
infektionsschutzrechtlich befugten Dritten 
vorgenommene Testung auf das Vorliegen 
einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 mittels Point-of-Care-Test (PoC-Test) 
oder eines vergleichbaren Tests,"

cc)	In Nummer 10 wird der abschließende Punkt 
durch ein Komma ersetzt.

dd)	Folgende Nummern 11 bis 13 werden angefügt:

"11.	ist eine geimpfte Person eine asymptoma-
tische Person, die im Besitz eines auf sie 
ausgestellten Impfnachweises ist,

12.	gelten als genesene Personen diejenigen 
asymptomatischen Personen, die mittels 
a)	 eines positiven PCR-Testergebnisses 

oder 
b)	 einer ärztlichen oder behördlichen Be-

scheinigung, welche sich auf eine mit-
tels PCR-Test bestätigte durchgemachte 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 stützt, 

eine mindestens 28 Tage und nicht länger 
als sechs Monate zurückliegende Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 nach-
weisen können,

13.	ist ein Impfnachweis ein Nachweis hin-
sichtlich des Vorliegens einer vollständi-
gen Schutzimpfung gegen das Coronavi-
rus SARS-CoV-2 auf Papier oder in einem 
elektronischen Dokument, wenn die zugrun-
deliegende Schutzimpfung mit einem Impf-
stoff oder mehreren Impfstoffen der vom 
Paul-Ehrlich-Institut auf seiner Internetsei-
te genannten Impfstoffe erfolgt ist, seit der 
letzten erforderlichen Einzelimpfung min-
destens 14 Tage vergangen sind und 
a)	 aus einer vom Paul-Ehrlich-Institut auf 

seiner Internetseite veröffentlichten An-
zahl von Impfstoffdosen, die für eine voll-
ständige Schutzimpfung erforderlich ist, 
oder

b) 	bei einer genesenen Person aus einer 
verabreichten Impfdosis besteht."

3. 	 Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:

"§ 2a 
Verfahren bei inzidenzabhängigen Regelungen,  

Zuständigkeiten, Anwendungsbereich

(1) Ist nach § 28b IfSG oder dieser Verordnung die Gel-
tung von Regelungen an einen bestimmten Schwel-
lenwert der Sieben-Tage-Inzidenz für eine bestimmte 
Anzahl von aufeinander folgenden Tagen (Inzidenz-
wert) geknüpft, 
1. 	 gelten im jeweiligen örtlichen Zuständigkeitsbereich 

des Landkreises oder der kreisfreien Stadt die von 
der Regelung verfügten Maßnahmen ab dem über-
nächsten Tag, wenn in dem jeweiligen Landkreis 
oder der jeweiligen kreisfreien Stadt an drei aufei-
nander folgenden Tagen die vom Robert Koch-In-
stitut im Internet veröffentlichte Sieben-Tage-Inzi-
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denz den für die jeweilige Regelung maßgeblichen 
Schwellenwert überschreitet,

2.	 treten im jeweiligen örtlichen Zuständigkeitsbereich 
des Landkreises oder der kreisfreien Stadt die von 
der Regelung verfügten Maßnahmen ab dem über-
nächsten Tag außer Kraft, wenn in dem jeweiligen 
Landkreis oder der jeweiligen kreisfreien Stadt an 
fünf aufeinander folgenden Werktagen die vom Ro-
bert Koch-Institut im Internet veröffentlichte Sie-
ben-Tage-Inzidenz den für die jeweilige Regelung 
maßgeblichen Schwellenwert unterschreitet; maß-
geblich für die Zählung ist der Tag nach Eintreten 
der Maßnahmen nach § 28b Abs. 2 Satz 1 IfSG so-
wie nach dieser Verordnung.

(2) Die Landkreise und kreisfreien Städte geben für 
ihren jeweils örtlichen Zuständigkeitsbereich als nach 
§ 2 Abs. 3 ThürIfSGZustVO zuständige Behörde orts-
üblich bekannt, wenn ein bundesrechtlich bestimm-
ter Inzidenzwert an drei aufeinander folgenden Tagen 
überschritten oder an fünf aufeinander folgenden Werk-
tagen unterschritten wird.

(3) Die oberste Gesundheitsbehörde gibt als zuständi-
ge Behörde nach § 28b Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 Satz 7 
in Verbindung mit Abs. 1 Satz 3 IfSG auf ihrer Internet-
seite die Tage bekannt, ab denen die jeweiligen Maß-
nahmen nach § 28b Abs. 1 und 3 IfSG in einem Land-
kreis oder einer kreisfreien Stadt gelten. 

(4) Zuständige Behörde nach § 28b Abs. 3 Satz 4 IfSG 
ist die jeweils für die Bildungseinrichtungen zuständi-
ge oberste Dienstbehörde.

(5) Zuständige Behörde nach § 28b Abs. 7 IfSG ist das 
Landesamt für Verbraucherschutz." 

4. 	 § 7 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

"Zu den Maßnahmen gehört auch die Gewährung der 
Ausführung von Tätigkeiten in einer Wohnung oder die 
Gewährung von mobilem Arbeiten."

5.	 § 9 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	Nummer 1 erhält folgende Fassung:

"1. 	die Kontakt zu einer mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 infizierten Person hatten und 
entsprechend den jeweils aktuellen Empfeh-
lungen des Robert Koch-Instituts zur Kon-
taktpersonen-Nachverfolgung bei SARS-
CoV-2-Infektionen* als enge Kontaktperson 
einzustufen sind,"

bb)	In Nummer 2 wird nach dem Wort "Antigen-
schnelltest" die Angabe "nach § 2 Abs.  2 
Nr. 5" eingefügt.

*	 https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Corona-
virus/Kontaktperson/Management.html

b)	 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

"(3) Abweichend von Absatz 2 Nr. 1 in Verbin-
dung mit Absatz 1 Nr. 1 besteht keine Pflicht zur 
Absonderung für
1.	 asymptomatische geimpfte Personen und 

asymptomatische genesene Personen mit 
Ausnahme von Patienten in medizinischen 
Einrichtungen für die Dauer des Aufenthalts 
sowie 

2.	 Personen, die unter adäquaten Schutzmaß-
nahmen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
infizierte Personen in Einrichtungen der Pfle-
ge oder des Gesundheitswesens behandelt 
oder gepflegt haben und nach den jeweils 
aktuellen Empfehlungen des Robert Koch-
Instituts nicht als ansteckungsverdächtig 
eingestuft werden."

c)	 Absatz 5 erhält folgende Fassung:

"(5) In den Fällen des Absatzes 1 entfällt die 
Pflicht zur Absonderung nach Absatz 2 Nr. 1
1. 	 ab dem Zeitpunkt, zu dem die Pflicht zur Ab-

sonderung behördlich aufgehoben, verkürzt 
oder sonst abgeändert wird, oder

2. 	 spätestens nach Ablauf von 14 Tagen, so-
fern die nach § 2 Abs. 3 ThürIfSGZustVO zu-
ständige Behörde der absonderungspflich-
tigen Person vorher keine Entscheidung 
bekannt gegeben hat.

Die Pflicht zur Absonderung nach Absatz 2 Nr. 1 
entfällt in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 
ferner, wenn das Testergebnis eines PCR-Tests 
negativ ist.

6.	 § 10 wird wie folgt geändert:

a)	 Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

"Soweit ein Selbsttest als Nachweis nach §  35 
Abs. 2 Satz 3 erfolgt, ist die Durchführung durch 
eine anwesende erwachsene Person zu bestäti-
gen."

b)	 Nach Absatz 3 wird folgender neue Absatz 4 ein-
gefügt:

"(4) Soweit ein nach Absatz 1 durchgeführter Selbst-
test ein positives Testergebnis ausweist, besteht für 
die getestete Person die Verpflichtung, unverzüglich 
einen PCR-Test durchführen zu lassen."

c)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und die Ver-
weisung "Coronavirus-Testverordnung" wird durch 
die Verweisung "Coronavirus-Testverordnung vom 
8. März 2021 (BAnzAT 09.03.2021 V1) in der je-
weils geltenden Fassung" ersetzt.

7.	 Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt:
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"§ 10a  
Geimpfte Personen und genesene Personen

Soweit ein negatives Ergebnis einer Testung auf das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 als verpflichtende Voraussetzung für 
1.	 den Zutritt zu einem Geschäft oder einer Einrich-

tung, 
2.	 die Teilnahme an einer Veranstaltung, an einer Zu-

sammenkunft oder am Präsenzunterricht der all-
gemein bildenden und berufsbildenden Schulen 
einschließlich der Hort- und Notbetreuung, Hoch-
schulen, außerschulischen Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung oder ähnlichen Einrichtungen 
oder

3.	 die Inanspruchnahme einer Dienstleistung 
bestimmt ist, entfällt diese Pflicht für geimpfte Personen 
oder genesene Personen. Der entsprechende Nach-
weis der Impfung oder der Genesung ist zu führen." 

8.	 § 11 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

"(2) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen 
ein Inzidenzwert von 100 überschritten wird, ist der ge-
meinsame Aufenthalt vorbehaltlich weiterer Ausnah-
men nach dieser Verordnung nur gestattet:
1.	 mit den Angehörigen des eigenen Haushalts und 

Personen, für die ein Sorge- oder Umgangsrecht 
besteht, sowie

2.	 zusätzlich einer haushaltsfremden Person sowie zu-
gehörigen Kindern bis zur Vollendung des 14. Le-
bensjahres.

(3) Der gemeinsame Aufenthalt ist in Landkreisen und 
kreisfreien Städten, in denen ein Inzidenzwert von 100 
nicht überschritten wird, 
1.	 mit den Angehörigen des eigenen Haushalts und 

Personen, für die ein Sorge- oder Umgangsrecht 
besteht, sowie 

2.	 zusätzlich zwei Personen sowie den zugehörigen 
Kindern bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres

zulässig. Zudem ist der gemeinsame Aufenthalt in fest 
organisierten, nicht geschäftsmäßigen und unentgelt-
lichen Betreuungsgemeinschaften zulässig, wenn die 
zu betreuenden Kinder das 14. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben und nur Kinder aus höchstens zwei 
Haushalten betreut werden."

9.	 § 12 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 4 werden das Wort "Wahlen" durch das 
Wort "Kommunalwahlen" ersetzt und nach dem 
Wort "insbesondere" das Wort "für" eingefügt.

b)	 In Nummer 9 wird das Wort "wieder" gestrichen.

10.  Die §§ 17 bis 19 erhalten folgende Fassung:

"§ 17 
Bestattungen, Eheschließungen

(1) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen 
ein Inzidenzwert von 100 überschritten wird, gilt für Zu-

sammenkünfte im Rahmen von Veranstaltungen bei 
Todesfällen § 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 2 IfSG. 

(2) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen 
ein Inzidenzwert von 100 nicht überschritten wird, gilt 
für gemeinsame Aufenthalte, Veranstaltungen und Zu-
sammenkünfte zur Teilnahme an einer Bestattung, dass 
diese mit höchstens 35 Personen zulässig sind. Satz 1 
gilt für die zulässige Anzahl der Personen im Rahmen 
von standesamtlichen Eheschließungen entsprechend.

§ 18 
Öffentlicher Personenverkehr

(1) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen 
ein Inzidenzwert von 100 überschritten wird, gilt für 
den öffentlichen Personenverkehr § 28b Abs. 1 Satz 1 
Nr. 9 IfSG.

(2) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen 
ein Inzidenzwert von 100 nicht überschritten wird, sind 
in geschlossenen Fahrzeugen des öffentlichen Perso-
nenverkehrs, insbesondere Eisenbahnen, Straßen-
bahnen und Omnibussen, in Taxen und in sonstigen 
Beförderungsmitteln mit Publikumsverkehr Fahrgäste 
sowie das Kontroll- und Servicepersonal verpflichtet, 
eine qualifizierte Gesichtsmaske zu verwenden. 

(3) Im Fall des Absatzes 2 ist die verantwortliche Per-
son nach § 5 Abs. 2 angehalten, Kapazitätserweite-
rungen zur Entzerrung von Fahrgastströmen, insbe-
sondere zu den üblichen Stoßzeiten vorzunehmen und 
nach jeder Fahrt am jeweiligen Endhaltestellenpunkt 
eine hinreichende Durchlüftung des eingesetzten Fahr-
zeugs nach Absatz 2 zu veranlassen.

§ 19 
Ausgangsbeschränkung

In Landkreisen und kreisfreien, in Städten denen ein In-
zidenzwert von 100 überschritten wird, gilt für den Auf-
enthalt von Personen außerhalb einer Wohnung oder 
einer Unterkunft und dem jeweils dazugehörigen befrie-
deten Besitztum die Regelung zur Ausgangsbeschrän-
kung nach § 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 IfSG."

11.	§ 20 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

"(1) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in de-
nen ein Inzidenzwert von 100 überschritten wird, 
gilt § 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 IfSG für Gaststät-
ten im Sinne des Thüringer Gaststättengesetzes, 
einschließlich Bars, Kneipen und Cafes, entspre-
chend. Die Entscheidung über die zwingende Erfor-
derlichkeit des Betriebs der vom Studierendenwerk 
Thüringen nicht öffentlich betriebenen Mensen, die 
nichtöffentliche Kantinen im Sinne des § 28b Abs. 1 
Satz 1 Nr. 7 Halbsatz 3 Buchst. e IfSG sind, bleibt 
den Präsidenten der Hochschulen, deren Mitglie-
der und Angehörige durch die Mensa versorgt wer-
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den, gegebenenfalls im gegenseitigen Einverneh-
men, vorbehalten."

b)	 Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 ein-
gefügt:

"(2) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in de-
nen ein Inzidenzwert von 100 nicht überschritten 
wird, sind geschlossene Räume von Gaststätten 
im Sinne des Thüringer Gaststättengesetzes, ein-
schließlich Bars, Kneipen und Cafes, für den Pu-
blikumsverkehr zu schließen und geschlossen zu 
halten. Abweichend von Satz 1 ist der Gaststätten-
betrieb im Außenbereich nach vorheriger Termin-
vereinbarung für die Gäste zulässig. Im Fall des 
Satzes 2 ist die Kontaktnachverfolgung zu gewähr-
leisten; § 3 Abs. 4 findet Anwendung. Der Betrieb 
von Nebenbetrieben an den Bundesautobahnen 
nach den bundesfernstraßenrechtlichen Bestim-
mungen sowie auf Autohöfen bleibt von Satz 1 un-
berührt."

c)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und in der Ein-
leitung des Satzes 1 wird die Verweisung "Satz 1" 
durch die Verweisung "Absatz 2 Satz 1" ersetzt.

12.	§ 21 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

"(1) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in de-
nen ein Inzidenzwert von 100 überschritten wird, gilt 
für Übernachtungsangebote zu touristischen Zwe-
cken § 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 IfSG und für gast-
ronomische Angebote von Beherbergungsbetrieben 
§ 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 Halbsatz 3 Buchst. b IfSG.

(2) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in de-
nen ein Inzidenzwert von 100 nicht überschritten 
wird, dürfen entgeltliche Übernachtungsangebote 
nur für notwendige, insbesondere für medizinische, 
berufliche und geschäftliche Zwecke zur Verfügung 
gestellt werden. Übernachtungsangebote für tou-
ristische Zwecke sind untersagt. Beherbergungsbe-
triebe, die ausschließlich Übernachtungsangebote 
für andere als in Satz 1 genannte Zwecke unterbrei-
ten, sind zu schließen und geschlossen zu halten."

b)	 In Absatz 3 wird nach dem Wort "Beherbergungs-
betrieben" die Angabe "nach Absatz 2 Satz 1" ein-
gefügt.

c)	 Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 ein-
gefügt:

"(5) Abweichend von Absatz 2 ist die Öffnung von 
Campingplätzen, Ferienhäusern und -wohnungen 
oder vergleichbaren Angeboten mit der Maßgabe 
gestattet, dass die verantwortliche Person nach 
§ 5 Abs. 2 ein angepasstes Infektionsschutzkon-
zept erstellt, vorhält und auf Verlangen der nach 
§ 2 Abs. 3 ThürIfSGZustVO zuständigen Behörde 

vorlegt. Die Kontaktnachverfolgung ist zu gewähr-
leisten; § 3 Abs. 4 findet Anwendung."

d)	 Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

13.	§ 22 erhält folgende Fassung:

"§ 22 
Geschäfte des Einzelhandels

(1) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen 
ein Inzidenzwert von 100 überschritten wird, gilt für 
die Geschäfte des Einzelhandels § 28b Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 IfSG. 

(2) In Landkreisen und kreisfreien Städte, in denen ein 
Inzidenzwert von 150 überschritten wird, ist nach § 28b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Halbsatz 3 Buchst. b IfSG die Öff-
nung von Geschäften des Einzelhandels für einzelne 
Kunden nach vorheriger Terminbuchung unzulässig.

(3) In Landkreisen oder kreisfreien Städten, in denen 
ein Inzidenzwert von 100 nicht überschritten wird, kön-
nen die nicht bereits nach Absatz 1 geöffneten Geschäf-
te des Einzelhandels für den Publikumsverkehr mit der 
Maßgabe öffnen, dass Kunden vor Betreten der Ge-
schäfte ein negatives Testergebnis nach § 10 Abs. 1 
oder 3 auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Co-
ronavirus SARS-CoV-2 vorlegen und die Kontaktnach-
verfolgung gewährleistet wird; § 3 Abs. 4 findet Anwen-
dung. Die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 hat 
die Erfüllung der Voraussetzungen des Satzes 1 si-
cherzustellen.

(4) In Geschäften, die nach Absatz 3 geöffnet sind, hat 
die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 sicherzu-
stellen, dass sich in den Geschäfts- und Betriebsräu-
men nicht mehr als ein Kunde pro 10 Quadratmetern 
Verkaufsfläche aufhält. Abweichend von Satz 1 gilt für 
die Verkaufsfläche ab 801 Quadratmetern eine Begren-
zung von einem Kunden pro 20 Quadratmetern Ver-
kaufsfläche. Die Werte nach den Sätzen 1 und 2 sind 
entsprechend zu verrechnen. Für Einkaufszentren ist 
zur Berechnung der nach den Sätzen 1 und 2 maßgeb-
lichen Verkaufsfläche die Summe aller Verkaufsflächen 
in der Einrichtung zugrunde zu legen."

14.	§ 23 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

"(1) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in de-
nen ein Inzidenzwert von 100 überschritten wird, 
gilt für die Ausübung und Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen, bei denen eine körperliche Nähe 
zum Kunden unabdingbar ist, § 28b Abs. 1 Satz 1 
Nr. 8 IfSG."

b)	 Nach Absatz 1 wird folgender neue Absatz 2 ein-
gefügt:

"(2) In Landkreisen oder kreisfreien Städten, in de-
nen ein Inzidenzwert von 100 nicht überschritten 
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wird, sind körpernahe Dienstleistungen, wie sol-
che in Friseurbetrieben, Nagel-, Kosmetik-, Täto-
wier-, Piercing- und Massagestudios, sowie der 
Betrieb von Solarien und deren Inanspruchnahme 
zulässig, soweit die verantwortliche Person nach 
§ 5 Abs. 2 ein angepasstes Infektionsschutzkon-
zept erstellt, vorhält und auf Verlangen der nach 
§ 2 Abs. 3 ThürIfSGZustVO zuständigen Behörde 
vorlegt. Die Kontaktnachverfolgung ist zu gewähr-
leisten; § 3 Abs. 4 findet Anwendung."

c)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und die An-
gabe "Absatz 1 genannten Dienstleistungen und 
Angebote haben Kunden" wird durch die Angabe 
"Absatz 2 genannten Dienstleistungen und Ange-
bote haben Kunden nur dann" ersetzt.

d)	 Der bisherige Absatz 3 wird aufgehoben.

15.	In § 24 Abs. 1 wird die Verweisung "§ 23 Abs. 1" durch 
die Verweisung "§ 23 Abs. 2 Satz 1" ersetzt.

16.	§ 25 wird wie folgt geändert:

a)	 Dem bisherigen Absatz 1 wird folgender neue Ab-
satz 1 vorangestellt:

"(1) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in de-
nen ein Inzidenzwert von 100 überschritten wird, 
gilt für Einrichtungen, Dienstleistungen und Ange-
bote, die der Freizeitgestaltung dienen, § 28b Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 und 5 IfSG."

b)	 Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und wie folgt 
geändert:

aa)	Die Einleitung erhält folgende Fassung:

"In Landkreisen oder kreisfreien Städten, in de-
nen ein Inzidenzwert von 100 nicht überschritten 
wird, sind die folgenden Einrichtungen, Dienst-
leistungen und Angebote, die der Freizeitge-
staltung dienen, für den Publikumsverkehr zu 
schließen und geschlossen zu halten:"

bb)	In Nummer 1 werden nach dem Wort "Kinos" 
die Worte "mit Ausnahme von Autokinos" ein-
gefügt.

cc)	Nummer 2 erhält folgende Fassung:

"2.	geschlossene Räume von Museen, Schlös-
sern, Burgen und anderen Sehenswürdig-
keiten und Gedenkstätten,"

dd)	In Nummer 5 wird die Angabe "bis zum Ablauf 
des 9. April 2021 jeweils auch unter freiem Him-
mel," gestrichen.

ee)	In Nummer 11 werden die Worte "und Skilifte" 
gestrichen.

ff)	 Folgende Sätze werden angefügt:

"Die Öffnung und der Betrieb von den in Satz 1 
Nr. 2 und 5 genannten Einrichtungen unter frei-
em Himmel ist zulässig. Für die nach Satz 2 
zulässigen Angebote ist eine Kontaktnachver-
folgung zu gewährleisten; § 3 Abs. 4 findet An-
wendung."

c)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und erhält fol-
gende Fassung:

"(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 Nr. 7 ist die 
Öffnung von Musik- und Jugendkunstschulen für 
den Einzelunterricht in Präsenzform zulässig. Die 
Kontaktnachverfolgung ist zu gewährleisten; § 3 
Abs. 4 findet Anwendung."

d)	 Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absät-
ze 4 und 5.

e)	 Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und die Ver-
weisung "Absatz 1" wird durch die Verweisung "den 
Absätzen 1 und 2 Satz 1" ersetzt.

17.	§ 26 wird aufgehoben.

18.	Die §§ 27 bis 29 erhalten folgende Fassung:

"§ 27 
Fitnessstudios und Saunen 

(1) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen 
ein Inzidenzwert von 100 überschritten wird, gilt für Fit-
nessstudios und Saunen sowie jeweils ähnliche Einrich-
tungen oder Angebote § 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 IfSG.

(2) In Landkreisen oder kreisfreien Städten, in denen 
ein Inzidenzwert von 100 nicht überschritten wird, sind 
Fitnessstudios oder Saunen sowie jeweils ähnliche Ein-
richtungen oder Angebote für den Publikumsverkehr zu 
schließen und geschlossen zu halten mit Ausnahme 
medizinisch notwendiger Angebote der Rehabilitation.

§ 28 
Schwimm-, Freizeit- und Erlebnisbäder sowie  

Thermen

(1) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen 
ein Inzidenzwert von 100 überschritten wird, gilt für die 
Schwimm-, Freizeit- und Erlebnisbäder sowie Thermen 
§ 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 IfSG unter Berücksichtigung 
der Ausnahmen für 
1.	 den nach § 28b Abs. 3 Satz 2 und 4 IfSG zulässi-

gen Präsenzunterricht, 
2.	 den nach § 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 Halbsatz 1 IfSG 

zulässigen Wettkampf- und Trainingsbetrieb und 
3.	 die nach § 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 Halbsatz 2 IfSG 

zulässige Ausübung von Sport. 

(2) In Landkreisen oder kreisfreien Städten, in denen 
ein Inzidenzwert von 100 nicht überschritten wird, sind 
Schwimm-, Freizeit- und Erlebnisbäder sowie Thermen 
mit Ausnahme 
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1.	 medizinisch notwendiger Angebote der Rehabilita-
tion, 

2.	 des schulischen Schwimmunterrichts sowie 
3.	 des nach § 35 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bis 4 zulässigen 

Sportbetriebs 
für den Publikumsverkehr zu schließen und geschlos-
sen zu halten.

§ 29 
Tanzklubs, Diskotheken, Prostitutionsstätten,  

Swingerklubs sowie sexuelle Dienstleistungen in  
Prostitutionsfahrzeugen und  

bei Prostitutionsveranstaltungen

(1) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen ein 
Inzidenzwert von 100 überschritten wird, gilt für die in 
Absatz 2 genannten Veranstaltungen, Dienstleistungen 
und Einrichtungen § 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und 5 IfSG.

(2) In Landkreisen oder kreisfreien Städten, in denen 
ein Inzidenzwert von 100 nicht überschritten wird, sind 
für den Publikumsverkehr die folgenden Veranstaltun-
gen, Dienstleistungen und Einrichtungen unabhängig 
von der jeweiligen Trägerschaft oder den Eigentums-
verhältnissen zu schließen und geschlossen zu halten 
beziehungsweise untersagt:
1. 	 Tanzklubs, Diskotheken, Tanzlustbarkeiten und ver-

gleichbare Einrichtungen jeweils in geschlossenen 
Räumen, 

2. 	 Prostitutionsstätten, Bordelle und vergleichbare Ein-
richtungen,

3. 	 sexuelle Dienstleistungen in Prostitutionsfahrzeu-
gen und bei Prostitutionsveranstaltungen im Sinne 
des Prostituiertenschutzgesetzes, 

4. 	 Swingerklubs und ähnliche Angebote."

19.	§ 30 wird wie folgt geändert:

a)	 Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

"Das für Pflege und Gesundheit zuständige Minis-
terium kann Erleichterungen und weitere Ausnah-
men von Schutzmaßnahmen, insbesondere von 
den Schutzmaßnahmen nach den Absätzen 4 und 
6 bis 8, festlegen."

b)	 In Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1 werden die Worte 
"ist je Bewohner täglich nur ein Besucher" durch 
die Worte "sind je Bewohner täglich nur zwei Be-
sucher" ersetzt.

c)	 Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:

"Bei Besuchern, die geimpfte Personen oder gene-
sene Personen sind, ist auf die Durchführung oder 
den Nachweis einer Testung zu verzichten, wenn 
die zu besuchende Person ebenfalls eine geimpfte 
Person oder eine genesene Person ist." 

d)	 Die Absätze 6 und 7 erhalten folgende Fassung:

"(6) Beschäftigte in Einrichtungen der Pflege und 
in Tagespflegeeinrichtungen nach dem Elften Buch 

Sozialgesetzbuch sind nach Maßgabe der Corona-
virus-Testverordnung gemäß den Vorgaben der ver-
antwortlichen Person nach § 5 Abs. 2 verpflichtet, 
sich mindestens an drei nicht aufeinander folgen-
den Tagen pro Woche, in der der jeweilige Beschäf-
tigte zum Dienst eingeteilt ist, auf das Vorliegen ei-
ner Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
testen zu lassen; für Beschäftigte, die geimpfte 
Personen oder genesene Personen sind, besteht 
abweichend von § 10a die Verpflichtung nach Halb-
satz 1 mindestens einmal wöchentlich. Einem Anti-
genschnelltest nach Satz 1 steht ein PCR-Test mit 
negativem Ergebnis gleich, der nicht älter als 48 
Stunden ist. Auf die Durchführung eines Antigen-
schnelltests kann verzichtet werden, sofern eine 
Bescheinigung nach § 9 Abs. 8 über ein negatives 
Testergebnis eines durchgeführten Antigenschnell-
tests vorgelegt werden kann, der nicht länger als 
24 Stunden zurückliegt. 

(7) Beschäftigte in besonderen Wohnformen für 
Menschen mit Behinderungen nach Absatz 1 Satz 1 
sowie in Angeboten der Eingliederungshilfe nach 
§  32 sind nach Maßgabe der Coronavirus-Test-
verordnung gemäß den Vorgaben der verantwort-
lichen Person nach § 5 Abs. 2 verpflichtet, sich an 
zwei nicht aufeinander folgenden Tagen pro Wo-
che, in der der jeweilige Beschäftigte zum Dienst 
eingeteilt ist, auf das Vorliegen einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 testen zu lassen; für 
Beschäftigte, die geimpfte Personen oder genese-
ne Personen sind, besteht abweichend von § 10a 
die Verpflichtung nach Halbsatz 1 einmal wöchent-
lich. Absatz 6 Satz 2 und 3 findet Anwendung. Die 
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Beschäftig-
te von ambulanten Pflegediensten und vergleich-
bare Selbstständige nach Absatz 4 Satz 3 Nr. 1."

e)	 Absatz 9 wird wie folgt geändert:

aa)	In Satz 1 werden nach dem Wort "Tagen" das 
Komma und die Angabe "beginnend mit dem 
29. März 2021," gestrichen.

bb)	Satz 2 wird aufgehoben.

cc)	Der bisherige Satz 6 erhält folgende Fassung:

"Ausgenommen von der Schließung nach 
Satz 1 sind Tagespflegeeinrichtungen, die kon-
zeptionell eng mit einer stationären Einrichtung 
nach § 2 ThürWTG oder nicht selbstständig or-
ganisierten ambulant betreuten Wohnformen 
nach § 3 Abs. 2 ThürWTG verbunden sind und 
somit ausschließlich deren Bewohner betreu-
en."

dd)	Folgender Satz wird angefügt:

"Die Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für An-
gebote der Gruppenbetreuung zur Unterstüt-
zung Pflegebedürftiger im Alltag nach der Thü-
ringer Verordnung über die Anerkennung und 
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Förderung von Angeboten zur Unterstützung 
Pflegebedürftiger im Alltag vom 21.  Novem-
ber 2017 (GVBl. S. 289) in der jeweils gelten-
den Fassung."

20.	Nach § 33 wird folgender § 33a eingefügt:

"§ 33a 
Hochschulen

(1) An den an Hochschulen durchzuführenden Hoch-
schulprüfungen, staatlichen und kirchlichen Prüfun-
gen sowie an den für den Hochschulzugang oder die 
Hochschulzulassung erforderlichen Eignungs- oder 
Eingangsprüfungen, Eignungsfeststellungsverfahren, 
Auswahlverfahren für zulassungsbeschränkte Studi-
engänge oder Studierfähigkeitstests dürfen nur Perso-
nen teilnehmen, die entweder ein negatives Ergebnis 
einer Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 bis 7 
nachweisen oder geimpfte Personen oder genesene 
Personen sind. Satz 1 gilt nicht, soweit die Hochschu-
le mit anderen Maßnahmen den Infektionsschutz der 
Teilnehmenden entsprechend den Empfehlungen des 
Robert Koch-Instituts und den Hygiene- und Infektions-
schutzkonzepten der Hochschule sicherstellen kann.

(2) Hochschulen im Sinne des Absatzes  1 sind die 
Hochschulen des Landes nach § 1 Abs. 2 des Thürin-
ger Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 10. Mai 2018 
(GVBl. S. 149) in der jeweils geltenden Fassung und die 
nichtstaatlichen Hochschulen nach § 1 Abs. 4 ThürHG."

21.	§ 34 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift wird nach dem Wort "Beherber-
gungsbetrieb" das Komma und das Wort "Schulen" 
gestrichen.

b)	 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

"(2) Einrichtungen nach Absatz 1 Nr. 2 sind insbe-
sondere Einrichtungen nach § 4 Abs. 1 des Thü-
ringer Erwachsenenbildungsgesetzes vom 18. No-
vember 2010 (GVBl. S. 328) in der jeweils geltenden 
Fassung. Abweichend von Absatz 1 Nr. 2 dürfen 
Einrichtungen der Erwachsenenbildung folgende 
Maßnahmen in Präsenz durchführen:
1.	 unaufschiebbare Leistungserhebungen zum Er-

werb externer Schulabschlüsse,
2.	 Alphabetisierungsmaßnahmen, 
3.	 Kurse und Prüfungen für die Landesprogramme 

"Start Deutsch", Integrationskurse, Sprachkurse 
sowie Sprachkursprüfungen des Bundesamts 
für Migration und Flüchtlinge, Einbürgerungs-
tests sowie

4.	 berufliche Qualifizierungen und notwendige Zu-
satzqualifizierungen zur Berufsausübung. 

Gibt die oberste Gesundheitsbehörde nach § 2a 
Abs.  3 bekannt, dass der Inzidenzwert von 100 
im jeweiligen örtlichen Zuständigkeitsbereich des 
Landkreises oder der kreisfreien Stadt an drei auf-
einander folgenden Tagen überschritten wurde, fin-

den im betroffenen Landkreis oder der betroffenen 
kreisfreien Stadt ab dem übernächsten Tag alle 
Präsenzveranstaltungen nach Satz 2 nur noch in 
einer an die Raumgröße angepassten, verkleiner-
ten Gruppe unter ständiger Wahrung des Mindest-
abstands nach § 1 Abs. 1 Satz 1 im Wechselunter-
richt statt. Gibt die oberste Gesundheitsbehörde 
nach § 2a Abs. 3 bekannt, dass der Inzidenzwert 
von 165 im jeweiligen örtlichen Zuständigkeitsbe-
reich des Landkreises oder der kreisfreien Stadt 
an drei aufeinander folgenden Tagen überschrit-
ten wurde, sind ab dem übernächsten Tag nur noch 
Präsenzveranstaltungen nach Satz 2 Nr. 1 zuläs-
sig, die in einer an die Raumgröße angepassten, 
verkleinerten Gruppe unter ständiger Wahrung des 
Mindestabstands nach § 1 Abs. 1 Satz 1 im Wech-
selunterricht stattfinden müssen. § 33 Abs. 3 und 4 
gilt entsprechend."

c)	 Absatz 4 wird aufgehoben.

22.	Nach § 34 werden die folgenden §§ 34a und 34b ein-
gefügt:

"§ 34a 
Schulen und Kindertageseinrichtungen

(1) Gibt die oberste Gesundheitsbehörde nach § 2a 
Abs. 3 bekannt, dass der Inzidenzwert von 100 in ei-
nem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an drei auf-
einander folgenden Tagen überschritten wurde, findet 
abweichend von der Thüringer Verordnung über die 
Infektionsschutzregeln zur Eindämmung der Ausbrei-
tung des Coronavirus SARS-CoV-2 in Kindertages-
einrichtungen, der weiteren Jugendhilfe, Schulen und 
für den Sportbetrieb ab dem übernächsten Tag an al-
len allgemein bildenden und berufsbildenden Schulen 
im Zuständigkeitsbereich des betroffenen Landkrei-
ses oder der betroffenen kreisfreien Stadt ausschließ-
lich Wechselunterricht, auch in der Primarstufe, statt. 
Der Unterricht findet in einer an die Raumgröße ange-
passten verkleinerten Gruppe unter ständiger Wahrung 
des Mindestabstands nach § 1 Abs. 1 Satz 1 statt. In 
den Gruppen nach Satz 2 können verschiedene Lehr-
kräfte, Erzieher und Sonderpädagogische Fachkräfte 
eingesetzt werden. Der Wechselunterricht soll grund-
sätzlich im wöchentlichen Wechsel der Gruppen erfol-
gen. Die zur Durchführung des Wechselunterrichts nach 
Satz 1 erforderliche Internats- und Wohnheimunterbrin-
gung ist zulässig. Für die Schüler der Klassenstufen 
1 bis 6 sowie der Förderschule ist eine Notbetreuung 
entsprechend § 43 Abs. 1 ThürSARS-CoV-2-KiJuSSp-
VO einzurichten, zu der Schüler nach § 43 Abs. 2 und 
3 ThürSARS-CoV-2-KiJuSSp-VO Zugang haben. Für 
Kindertageseinrichtungen und die Kindertagespflege 
nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 2 und 4 und Abs. 2 Satz 1 
des Thüringer Kindergartengesetzes vom 18. Dezem-
ber 2017 (GVBl. S. 276) in der jeweils geltenden Fas-
sung gelten die §§ 15 bis 19a ThürSARS-CoV-2-Ki-
JuSSp-VO.

(2) Gibt die oberste Gesundheitsbehörde nach § 2a 
Abs. 3 bekannt, dass der Inzidenzwert von 165 in ei-
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nem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an drei auf-
einander folgenden Tagen überschritten wurde, finden 
ab dem übernächsten Tag die §§ 20 und 42 ThürSARS-
CoV-2-KiJuSSp-VO Anwendung. Die Kindertagesein-
richtungen und die Kindertagespflege sind zu schlie-
ßen. Im Fall des Satzes 2 ist eine Notbetreuung nach 
§ 20 Abs. 1 und 2 ThürSARS-CoV-2-KiJuSSp-VO ein-
zurichten, zu der Kinder nach § 20 Abs. 3 und 4 Thür-
SARS-CoV-2-KiJuSSp-VO Zugang haben. Die Durch-
führung von Präsenzunterricht an allen allgemein 
bildenden Schulen und berufsbildenden Schulen ist 
grundsätzlich untersagt. Abweichend von Satz 4 findet 
an den Förderschulen sowie in den Abschlussklassen 
Präsenzunterricht nach § 42 Abs. 3 ThürSARS-CoV-
2-KiJuSSp-VO statt. Die zur Durchführung des Prä-
senzunterrichts nach Satz  5 erforderliche Internats- 
und Wohnheimunterbringung ist zulässig. Für Schüler 
der Klassenstufen 1 bis 6 sowie der Förderschulen ist 
eine Notbetreuung nach § 43 ThürSARS-CoV-2-KiJuS-
Sp-VO einzurichten, zu der Schüler nach § 43 Abs. 2 
und 3 ThürSARS-CoV-2-KiJuSSp-VO Zugang haben. 

(3) Abschlussklassen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 
sind
1.	 die Klassenstufe 4 an der Grund-, Gemeinschafts- 

und Förderschule,
2.	 die Klassenstufen 9 und 10 an der Gemeinschafts-, 

Regel-, Förder- und Gesamtschule zum Erwerb des 
Hauptschul-, des qualifizierenden Hauptschul- und 
des Realschulabschlusses,

3.	 die Einführungs- und Qualifikationsphase am Gym-
nasium, an der Gemeinschaftsschule, an der Ge-
samtschule sowie am Kolleg zur Erlangung der 
allgemeinen Hochschulreife, mit Ausnahme der 
Klassenstufe 11 an der Gemeinschaftsschule nach 
§  4 Abs.  8 des Thüringer Schulgesetzes (Thür-
SchulG) in der Fassung vom 30. April 2003 (GVBl. 
S. 238) in der jeweils geltenden Fassung, an der 
integrierten Gesamtschule und am Kolleg, sowie

4.	 an berufsbildenden Schulen die Klassen des letz-
ten Ausbildungsjahres und die Klassen, in denen 
Abschlussprüfungen stattfinden, sowie an berufli-
chen Gymnasien die Klassenstufen 12 und 13.

(4) Vom Präsenzunterricht an Förderschulen nach Ab-
satz 2 Satz 5 sind auch Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf im gemeinsamen Unterricht und 
Schüler mit besonderem Unterstützungsbedarf um-
fasst. 

§ 34b  
Testungen in der Schule und Betretungsverbot

(1) Unabhängig von einem Schwellenwert dürfen nur 
die Schüler am Präsenzunterricht, an der Betreuung 
im Schulhort oder an der Notbetreuung teilnehmen, 
die in der Schule unter Aufsicht zweimal wöchentlich 
eine Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 mit negativem Testergebnis 
durchgeführt haben. Dies gilt für alle Schüler, denen ein 
konkretes Testangebot unterbreitet wurde. Einer Tes-
tung nach Satz 1 steht gleich:

1. 	 der Nachweis eines PCR-Tests mit negativem Er-
gebnis, der nicht älter als 48 Stunden ist, oder 

2.	 eine Bescheinigung nach § 9 Abs. 8 über ein ne-
gatives Testergebnis eines durchgeführten Anti-
genschnelltests, der nicht länger als 24 Stunden 
zurückliegt.

Die Sätze 1 bis 3 gelten für das an der Schule tätige 
pädagogische Personal entsprechend. Für das sons-
tige unterstützende Personal nach den §§ 35 und 35a 
ThürSchulG und alle an der Schule tätigen Personen 
mit unmittelbarem Kontakt zu anderen Beteiligten gel-
ten die Sätze 1 bis 3 für die Präsenz in der Schule mit 
der Maßgabe, dass die Testung außerhalb der Schu-
le und ohne Aufsicht vorgenommen werden kann und 
die Person versichert, dass das Testergebnis negativ 
ausgefallen ist.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 ist Schülern, die 
sich keiner Testung auf das Vorliegen einer Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 unterziehen wol-
len, die Erbringung der für den Erwerb des angestreb-
ten Abschlusses notwendigen Leistungsnachweise und 
die Teilnahme an den Abschlussprüfungen in der Schu-
le zu ermöglichen. Die Schulen stellen hierzu separat 
Räumlichkeiten und Aufsichtspersonal zur Verfügung.

(3) Das pädagogische Personal beaufsichtigt die Durch-
führung der Testung nach Absatz 1 Satz 1. Selbsttests 
sind unter Beachtung der Anwendungshinweise und 
mit besonderer Sorgfalt und Umsicht durchzuführen. 

(4) Schüler, deren Testung nach Absatz 1 Satz 1 ein 
positives Testergebnis aufweist, sind durch das betreu-
ende pädagogische Personal unverzüglich zu isolieren. 
Für minderjährige Schüler ist die Abholung durch be-
rechtigte Personen unverzüglich zu veranlassen. So-
weit eine durchgeführte Testung nach Absatz 1 Satz 1 
oder Satz 4 oder 5 ein positives Testergebnis ausweist, 
besteht für die getestete Person die Verpflichtung, un-
verzüglich einen PCR-Test durchführen zu lassen. 
Die Schulleitung oder die von ihr beauftragten Perso-
nen sind verpflichtet, die Sorgeberechtigten oder die 
volljährigen Schüler auf die Verpflichtung nach Satz 3 
hinzuweisen.

(5) Für alle Schüler, die nicht am Präsenzunterricht teil-
nehmen, findet häusliches Lernen nach den Vorgaben 
des § 29 Abs. 2 ThürSARS-CoV-2-KiJuSSp-VO statt. 
Dies gilt auch für die Schüler, die sich keiner Testung 
auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 unterziehen.

(6) Zum Zwecke der Durchführung der Testung nach 
Absatz 1 Satz 1 ist die Verarbeitung folgender perso-
nenbezogener Daten von Schülern und deren Sorge-
berechtigten durch die Schulleitung und von dieser be-
auftragtem Personal der Schule zulässig:
1.	 Name und Vorname des Schülers,
2.	 Geburtsdatum des Schülers,
3.	 Ergebnis der Testung,
4.	 Name und Vorname der Sorgeberechtigten,
5.	 eine Telefonnummer der Sorgeberechtigten.
Die Datenverarbeitung nach § 9 IfSG bleibt unberührt.
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(7) Zum Zwecke der Durchführung der Testung nach 
Absatz 1 Satz 4 oder 5 in Verbindung mit Satz 1 ist 
durch die Schulleitung und von dieser beauftragtem 
Personal der Schule die Verarbeitung folgender per-
sonenbezogener Daten des getesteten Personals zu-
lässig:
1.	 Name und Vorname,
2.	 Geburtsdatum,
3.	 Ergebnis der Testung.
Die Datenverarbeitung nach § 9 IfSG bleibt unberührt.

(8) Zum Zwecke der Feststellung eines Ausschlusses 
von der Testobliegenheit nach Absatz 1 Satz 1 oder 
nach Absatz 1 Satz 4 oder 5 in Verbindung mit Satz 1 
aufgrund einer vollständigen Impfung oder einer Gene-
sung nach einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 ist durch die Schulleitung und von dieser beauf-
tragtem Personal der Schule die Verarbeitung folgender 
personenbezogener Daten zulässig:
1.	 Name und Vorname,
2.	 Geburtsdatum,
3.	 ärztliche Feststellung der Genesung nach einer In-

fektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 oder Vor-
liegen eines vollständigen Impfnachweises gegen 
das Coronavirus SARS-CoV-2.

Die Datenverarbeitung nach § 9 IfSG bleibt unberührt.

(9) Die personenbezogenen Daten nach den Absät-
zen 6 bis 8 dürfen ausschließlich zu infektionsschutz-
rechtlichen Zwecken verarbeitet werden; eine Verar-
beitung zu anderen Zwecken ist unzulässig. Im Fall 
eines positiven Testergebnisses erfolgt eine Meldung 
der Schulleitung an das zuständige Gesundheits-
amt entsprechend den Vorgaben nach den §§ 8 und 
9 IfSG. Darüberhinausgehende Übermittlungen die-
ser Daten an Stellen außerhalb der jeweiligen Schule 
sind nicht zulässig. 

(10) Die Speicherung von personenbezogenen Da-
ten im Zusammenhang mit den Ergebnissen der Tes-
tung nach Absatz 1 in analoger oder digitaler Form in 
der Schule ist unter Beachtung der Vorgaben des Ar-
tikels  32 der Verordnung (EU) 2016/679 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten, zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/
EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 
23.05.2018, S. 2) im Fall eines positiven Testergebnis-
ses für die Dauer von vier Wochen und im Fall eines 
negativen Testergebnisses für die Dauer von einer Wo-
che zulässig. Die anonymisierte Speicherung positiver 
und negativer Testergebnisse zu statistischen Zwecken 
ist zulässig. Die Speicherung der Daten nach Absatz 8 
ist für die Dauer von sechs Monaten zulässig."

23.	In § 35 Abs. 2 Satz 4 wird die Verweisung "Satz 1" durch 
die Verweisung "Satz 3" ersetzt.

24.	§ 36 erhält folgende Fassung:

"§ 36  
Weitergehende Anordnungen

Weitergehende Anordnungen der nach § 2 Abs. 3 Thür-
IfSGZustVO zuständigen Behörden abweichend von 
dieser Verordnung bleiben unberührt. Die weiteren Ein-
zelheiten bleiben der Festlegung im Erlasswege durch 
die oberste Gesundheitsbehörde vorbehalten."

25.	§ 37 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	In Satz 1 werden nach dem Wort "kann" ein 
Komma und die Angabe "sofern ein Inzidenz-
wert von 100 nicht überschritten wird," eingefügt 
sowie die Verweisung "§ 20 Abs. 1, § 21 Abs. 1 
bis 3, § 22 Abs. 1 und 2 oder § 25 Abs. 1" durch 
die Verweisung "§ 20 Abs. 2, § 21 Abs. 2 bis 5, 
§ 22 Abs. 3 oder § 25 Abs. 2 Satz 1" ersetzt.

bb)	In Satz 3 werden die Worte "fünf Tage" durch 
die Angabe "14 Tage" ersetzt.

b)	 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.

c)	 In Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 1 werden nach der An-
gabe "100" die Worte "an fünf aufeinander folgen-
den Werktagen" eingefügt.

d)	 Absatz 5 wird aufgehoben.

26.	§ 38 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

"(4) Modellprojekte nach Absatz 1 setzen voraus, dass 
im jeweiligen örtlichen Zuständigkeitsbereich des Land-
kreises oder der kreisfreien Stadt zu Beginn des Modell-
projekts der Inzidenzwert von 100 an fünf aufeinander 
folgenden Werktagen unterschritten wird. Die oberste 
Gesundheitsbehörde kann ihr Einvernehmen widerru-
fen, wenn nach Beginn des Modellprojekts der Wert 
der Sieben-Tage-Inzidenz nach Satz 1 an drei aufei-
nanderfolgenden Tagen überschritten wird; in diesem 
Fall widerruft das für Bildung, Jugend und Sport zu-
ständige Ministerium seine Zustimmung für den über-
nächsten Tag ab der Überschreitung des Inzidenzwerts 
nach Satz 2 und das Modellprojekt ist durch den Land-
kreis oder die kreisfreie Stadt ab diesem Zeitpunkt zu 
beenden. Der Zeitpunkt des Beginns und der Beendi-
gung ist öffentlich bekannt zu machen."

27.	In § 39 Abs. 1 werden nach dem Wort "kann" ein Kom-
ma und die Angabe "sofern ein Inzidenzwert von 100 
an fünf aufeinander folgenden Werktagen unterschrit-
ten wird," eingefügt.

28.	§ 40 erhält folgende Fassung:

"§ 40  
Ordnungswidrigkeiten

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten richtet 
sich nach § 73 IfSG und dem Gesetz über Ordnungs-
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widrigkeiten in der Fassung vom 19.  Februar 1987 
(BGBl. I S. 602) in der jeweils geltenden Fassung. Ord-
nungswidrigkeiten nach den Bestimmungen des Infek-
tionsschutzgesetzes bleiben unberührt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten werden nach § 73 Abs. 2 IfSG 
mit einer Geldbuße von bis zu 25 000 Euro geahndet.

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 1a Nr. 24 
in Verbindung mit den §§ 32 und 28 Abs. 1 Satz 1 und 
2 sowie § 28a IfSG handelt, wer 
1.	 vorsätzlich entgegen § 1 Abs. 1 Satz 1 den vorge-

schriebenen Mindestabstand nicht einhält,
2.	 vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 3 Abs. 2 oder 

Abs. 3 Satz 1 als verantwortliche Person Infekti-
onsschutzregeln nicht einhält oder vorgeschriebe-
ne Vorkehrungen und Maßnahmen nicht trifft; aus-
genommen sind Veranstaltungen, Sitzungen und 
Beratungen nach § 8, 

3.	 vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 5 Abs. 1 in 
Verbindung mit Abs.  3 und 5 als verantwortliche 
Person ein ordnungsgemäßes Infektionsschutz-
konzept nicht erstellt oder nicht vorhält,

4.	 vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 6 Abs. 3 kei-
ne Mund-Nasen-Bedeckung oder keine dem § 6 
Abs.  1 oder 2 jeweils entsprechende Mund-Na-
sen-Bedeckung, ohne dass eine Ausnahme nach 
§ 6 Abs. 6 vorliegt, oder entgegen § 6 Abs. 4 kei-
ne qualifizierte Gesichtsmaske oder keine dem § 6 
Abs. 2 Satz 1 entsprechende qualifizierte Gesichts-
maske verwendet, ohne dass eine Ausnahme nach 
§ 6 Abs. 4 Satz 2 oder Abs. 6 vorliegt, 

5.	 vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 9 Abs. 2 Nr. 1 
sich als ansteckungsverdächtige Person im Sinne 
des § 9 Abs. 1 bis zu einer behördlichen Entschei-
dung oder bis zur Übermittlung des Testergebnisses 
eines PCR-Tests außerhalb ihrer Wohnung oder 
Unterkunft aufhält, physisch-sozialen Kontakte zu 
anderen Personen nicht vermeidet oder sich nicht 
unverzüglich absondert, ohne dass eine Ausnah-
me nach § 9 Abs. 3 bis 5 vorliegt,

6.	 vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 11 Abs. 3 
sich im öffentlichen Raum mit mehr oder anderen 
als den zugelassenen Personen gemeinsam im Sin-
ne des § 11 Abs. 1 aufhält, ohne dass eine Ausnah-
me nach dieser Verordnung zugelassen ist,

7.	 vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 13 als ver-
antwortliche Person eine untersagte Veranstaltung 
durchführt, ohne dass eine Ausnahme nach dieser 
Verordnung zugelassen ist, 

8.	 vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 14 Abs. 1 
Satz 5, auch in Verbindung mit § 15 Abs. 2 Satz 1, 
soweit keine Ausnahme nach § 15 Abs. 2 Satz 2 
vorliegt, als anmeldende, anzeigende oder verant-
wortliche Person nicht dafür sorgt, dass die Infekti-
onsschutzregeln nach § 14 Abs. 2, gegebenenfalls 
in Verbindung mit Abs. 3, eingehalten werden,

9.	 vorsätzlich entgegen § 14 Abs. 2 Nr. 1, auch in Ver-
bindung mit § 15 Abs. 2 Satz 1, soweit keine Aus-
nahme nach § 15 Abs. 2 Satz 2 vorliegt, den Min-
destabstand zu anderen Teilnehmern oder Dritten 
nicht durchgängig wahrt,

10.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 14 Abs. 2 
Nr. 2, auch in Verbindung mit § 15 Abs. 2 Satz 1, 
soweit keine Ausnahme nach § 15 Abs. 2 Satz 2 
vorliegt, keine Mund-Nasen-Bedeckung verwen-
det, soweit keine Ausnahme nach § 14 Abs. 2 Nr. 2 
oder § 6 Abs. 6 zugelassen ist,

11.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 14 Abs. 3, 
auch in Verbindung mit § 15 Abs. 2 Satz 1, soweit 
keine Ausnahme nach § 15 Abs. 2 Satz 2 vorliegt, 
es als anmeldende, anzeigende oder verantwortli-
che Person unterlässt, dafür Sorge zu tragen, dass 
Versammlungen mit mehr als den nach § 14 Abs. 3 
zugelassenen Teilnehmern, soweit keine Ausnah-
me nach § 14 Abs. 4 zugelassen wurde,

12.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 16 Abs. 3 
Nr. 2 bei einer religiösen oder weltanschaulichen 
Veranstaltung oder religiösen oder weltanschauli-
chen Zusammenkunft keine qualifizierte Gesichts-
maske auch am Sitz- oder Stehplatz verwendet,

13.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 17 Abs. 2 
Satz 1 als verantwortliche Person gemeinsame Auf-
enthalte, Veranstaltungen oder Zusammenkünfte 
zur Teilnahme an einer Bestattung mit mehr als 35 
Personen durchführt, 

14.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 17 Abs. 2 
Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 als verantwortli-
che Person standesamtliche Eheschließungen mit 
mehr als 35 Personen durchführt, 

15.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 18 Abs. 2 
als Fahrgast oder Kontroll- oder Servicepersonal 
keine qualifizierte Gesichtsmaske verwendet,

16.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 20 Abs. 2 
Satz 1 als verantwortliche Person Gaststätten nicht 
schließt, oder geschlossen hält, soweit keine Aus-
nahme nach § 20 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 vor-
liegt,

17.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 20 Abs. 2 
Satz 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 4 als verantwort-
liche Person den Gaststättenbetrieb im Außenbe-
reich für Gäste zulässt ohne die Kontaktnachver-
folgung zu gewährleisten, 

18.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 21 Abs. 2 
Satz 1 als verantwortliche Person entgeltliche Über-
nachtungsangebote für nicht notwendige Zwecke 
zur Verfügung stellt,

19.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 21 Abs. 2 
Satz  2 Übernachtungsangebote für touristische 
Zwecke zur Verfügung stellt,

20.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 21 Abs. 2 
Satz 3 Übernachtungsangebote für andere, nicht 
nach § 21 Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 5 zulässige Zwe-
cke nicht schließt oder geschlossen hält,

21.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 21 Abs. 3 
als verantwortliche Person gastronomische Berei-
che seines Beherbergungsbetriebs auch anderen 
als den zugelassenen Übernachtungsgästen zur 
Verfügung stellt,

22.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 21 Abs. 4 als 
verantwortliche Person Reisebusveranstaltungen 
zu touristischen Zwecken anbietet oder erbringt,

23.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 21 Abs. 5 
Satz 3 in Verbindung mit § 3 Abs. 4 als verantwort-
liche Person Campingplätze, Ferienhäuser und 
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-wohnungen oder vergleichbare Angebote öffnet, 
ohne eine Kontaktnachverfolgung zu gewährleis-
ten,

24.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 22 Abs. 4 
als verantwortliche Person nicht dafür sorgt, dass 
die Kundenbegrenzung in den Geschäfts- und Be-
triebsräumen eingehalten werden, 

25.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 23 Abs. 2 
Satz  1 als verantwortliche Person körpernahe 
Dienstleistungen erbringt, erbringen lässt, anbie-
tet oder anbieten lässt, ohne ein angepasstes In-
fektionsschutzkonzept nach § 23 Abs. 2 Satz 1 er-
stellt zu haben, 

26.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 23 Abs. 2 
Satz 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 4 als verantwort-
liche Person keine Kontaktnachverfolgung gewähr-
leistet, 

27.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 23 Abs. 3 
ohne vorheriges negatives Testergebnis Dienst-
leistungen erbringt oder Angebote zur Verfügung 
stellt,

28.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 24 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 23 Abs. 2 Satz 1 als verantwortli-
che Person Blut- und Plasmaspendedienste durch-
führt, ohne ein angepasstes Infektionsschutzkon-
zept erstellt zu haben,

29.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 25 Abs. 2 
Satz 1 als verantwortliche Person Einrichtungen, 
Dienstleistungen und Angebote der Freizeitgestal-
tung nicht schließt oder geschlossen hält, ohne 
dass eine Ausnahme nach dieser Verordnung zu-
gelassen ist, 

30.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 25 Abs. 2 
Satz 3 oder Abs. 3 in Verbindung mit § 3 Abs. 4 als 
verantwortliche Person keine Kontaktnachverfol-
gung gewährleistet,

31.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 25 Abs. 4 
Satz 1 und 2 als verantwortliche Person Fahr- oder 
Flugschulen betreibt, ohne ein angepasstes Infek-
tionsschutzkonzept erstellt zu haben, 

32.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 25 Abs. 4 
Satz 3 in Verbindung mit § 3 Abs. 4 als verantwort-
liche Person beim Betrieb von Fahr- oder Flugschu-
len keine Kontaktnachverfolgung gewährleistet,

33.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 25 Abs. 4 
Satz 4 im Unterricht und in der praktischen Ausbil-
dung von Fahr- oder Flugschulen oder bei Führer- 
und Flugscheinprüfungen keine qualifizierte Ge-
sichtsmaske verwendet,

34.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 25 Abs. 5 
Satz 1 als verantwortliche Person nicht dafür sorgt, 
dass die Anzahl der zulässigen Besucher nicht 
überschritten wird oder entgegen § 25 Abs. 5 Satz 2 
in Verbindung mit § 3 Abs. 4 als verantwortliche Per-
son keine Kontaktnachverfolgung gewährleistet,

35.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 27 Abs. 2 als 
verantwortliche Person Fitnessstudios oder Saunen 
sowie jeweils ähnliche Einrichtungen oder Angebo-
te nicht schließt oder geschlossen hält, soweit kei-
ne Ausnahme nach § 27 Abs. 2 vorliegt,  

36.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 28 Abs. 2 
als verantwortliche Person Schwimm-, Freizeit- 
und Erlebnisbäder sowie Thermen nicht schließt 

oder nicht geschlossen hält, soweit keine Ausnah-
me nach § 28 Abs. 2 vorliegt,

37.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 29 Abs. 2 als 
verantwortliche Person Veranstaltungen, Dienstleis-
tungen und Einrichtungen nicht schließt oder ge-
schlossen hält, anbietet oder zur Verfügung stellt, 

38.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 30 Abs. 1 
Satz 1 als verantwortliche Person in Einrichtungen 
und Angeboten nach § 30 kein Infektionsschutz-
konzept erstellt oder entgegen § 30 Abs. 1 Satz 2 
als verantwortliche Person das Infektionsschutz-
konzept nach Erstellung oder Änderung nicht der 
zuständigen Behörde vorlegt, 

39.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 30 Abs. 2 
als verantwortliche Person die Besuchsregelun-
gen nicht umsetzt oder beachtet, ohne das eine 
Ausnahme nach § 30 Abs. 3 vorliegt,

40.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 30 Abs. 4 
als Besucher nach § 30 Abs. 4 Satz 1 keine Atem-
schutzmaske nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 oder als 
Person nach § 30 Abs. 4 Satz 2 und 3 keine Atem-
schutzmaske nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 oder kei-
ne qualifizierte Gesichtsmaske verwendet,

41.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 30 Abs. 9 
Satz 1 als verantwortliche Person eine Tagespfle-
geeinrichtung bei Überschreitung der maßgeblichen 
Sieben-Tage-Inzidenz nicht schließt oder nicht ge-
schlossen hält, ohne dass eine Ausnahme nach 
§ 30 Abs. 9 Satz 2 oder 5 vorliegt,

42.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 32 Abs. 2 
als verantwortliche Person oder als Besucher die 
Betretungsverbote nicht beachtet, ohne dass eine 
Ausnahme nach § 32 Abs. 3 vorliegt,

43.	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 33 Abs. 1 
als verantwortliche Person Einrichtungen der be-
ruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung für den Prä-
senzunterricht oder Präsenzbetrieb nicht schließt, 
nicht geschlossen hält oder im Präsenzbetrieb be-
treibt oder Präsenzunterricht zulässt, ohne dass 
eine Ausnahme nach § 33 Abs. 2 vorliegt.

(4) Die verantwortliche Person nach Absatz 3 bestimmt 
sich nach § 5 Abs. 2.

(5) Die zuständigen Behörden bestimmen sich nach 
§ 6 Nr. 2 ThürIfSGZustVO."

29.	In § 46 wird das Datum "9. Mai 2021" durch das Da-
tum "3. Juni 2021" ersetzt.

30.	Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2021 in Kraft. 

Erfurt, den 5. Mai 2021

Die Ministerin für Arbeit,  	 Der Minister für Bildung, 
Soziales, Gesundheit, 	 Jugend und Sport
Frauen und Familie 

Heike Werner	 Helmut Holter


